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Bis 150 Menschen diskutierten auf der Konferenz „15 Jahre Solid und Linkspartei – Welche
Organisation für den Klassenkampf?“ über die Notwendigkeit eines revolutionären Bruchs mit der
Linkspartei und dem Reformismus. Im Folgenden veröffentlichen wir die Abschlusserklärung der
Konferenz, die von einer Mehrheit von zwei Dritteln der Anwesenden angenommen wurde, und die
Minderheitsresolution. Die Mehrheitsresolution basiert auf einem Entwurf der Revolutionären
Internationalistischen Organisation / Klasse Gegen Klasse. Die Minderheitsposition wurde von vier
Genoss:innen einbracht wurde und von der Gruppe Arbeiter:innenmacht und von REVOLUTION
unterstützt.

Abschlusserklärung der Konferenz für einen revolutionären Bruch mit der
Linkspartei und Solid

Gegen die Logik des geringeren Übels: Für den Aufbau einer von Staat und Kapital unabhängigen
revolutionären sozialistischen Kraft der Arbeiter:innen, der Jugend, der Frauen, LGBTQIA+ und
Migrant:innen!

1. Die Partei DIE LINKE und ihre Jugendorganisationen, die Linksjugend [’solid] und Die Linke.SDS,
sind gescheitert. Seit 15 Jahren vertiefen sie stetig ihre Perspektive der Mitverwaltung des
kapitalistischen Elends. In 13 Regierungsbeteiligungen haben sie Abschiebungen,
Zwangsräumungen, Privatisierungen, Polizeigewalt und vieles mehr mitverantwortet. Die Partei, all
ihre Hauptströmungen – egal ob der “Reformer”-Flügel um Dietmar Bartsch, die Bewegungslinke
oder der Wagenknecht-Flügel – und ihr gesamter Apparat sind fest in den deutschen Staat
verankert. Angesichts der Verschärfung der Klimakatastrophe, angesichts von Krieg und
Aufrüstung, angesichts von fortgesetzter Inflation und Wirtschaftskrise, angesichts der Stärkung der
AfD und der extremen Rechten sagen wir: Nur eine sozialistische Perspektive, die die Interessen des
Kapitals wirksam angreift, kann eine Antwort auf die Probleme der Ausgebeuteten und
Unterdrückten geben. Deshalb brechen wir mit der Strategie der Linkspartei und ihrer
Jugendorganisationen und erklären unseren Austritt.

2. Das Scheitern der Linkspartei ist kein Zufall oder Produkt widriger Umstände, sondern eine
Konsequenz ihrer gesamten Strategie. Sie ist eine strategisch auf Wahlen und Parlamentssitze
ausgerichtete Partei, um auf diesem Weg an die Regierung des bürgerlichen Staates zu gelangen.
Jegliche Veränderung geht laut dieser Strategie von Regierungs- und Parlamentsposten aus. Daran
ändert auch nichts, dass eine kleine Minderheit der Partei Regierungsbeteiligungen “kritisch” sieht,
ebenso wenig einzelne “linkere” Ortsgruppen ihres Jugendverbands. “Rebellisch regieren”, wie es
die Bewegungslinke immer wieder vorschlägt, ist nur eine linkere Rhetorik für denselben Vorschlag.
Die Mobilisierung und Organisierung auf der Straße oder in den Betrieben, Schulen und
Universitäten ist in dieser Sichtweise nur ein Druckmittel, um parlamentarische Mehrheiten zu
erlangen. Unsere Perspektive ist dem radikal entgegengesetzt: Das strategische Zentrum für die
Veränderung der Gesellschaft – d. h. für die Enteignung des Kapitals und die Errichtung einer
Arbeiter:innenregierung in der Perspektive einer weltweiten sozialistischen Revolution – ist der
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Klassenkampf; parlamentarische Positionen können diesen lediglich unterstützen, nicht ersetzen.
Gegen die Unterordnung unter die Interessen des Kapitals setzen wir die Notwendigkeit der
politischen Unabhängigkeit der Arbeiter:innenklasse vom Kapital, von der Regierung und von den
Bürokratien der Gewerkschaften und der NGOs, die sie stützen.

3. Wir stellen uns gegen den deutschen Imperialismus und gegen die Ampelregierung, die die größte
militärische Aufrüstung seit Jahrzehnten vorantreibt. Sie erkauft im Bündnis mit den
Gewerkschaftsbürokratien und den Bossen mit kleinen Zugeständnissen das Stillhalten der Massen
angesichts der Krise – in der Perspektive werden aber die Ausgebeuteten und Unterdrückten nicht
nur hierzulande, sondern auch international für die militärische “Zeitenwende” zahlen müssen. Die
Militarisierung nach außen geht auch einher mit einer Stärkung des Repressionsapparats nach
innen, wie nicht zuletzt die Razzien und Präventivhaft gegen die “Letzte Generation” zeigen. In
diesem Kontext lässt die Regierung auch den letzten Anschein von Klimaschutz fallen, wie die
anstehende Räumung von Lützerath im Interesse des Energiekonzerns RWE zeigt – ein weiterer
Beweis dafür, dass der “grüne Kapitalismus” unmöglich ist.

4. Währenddessen stärkt sich die extreme Rechte, insbesondere im Innern der staatlichen
Institutionen (Militär, Polizei, Justiz usw.). Der rechte Terror im Inneren ist ein Widerhall des
erstarkenden Imperialismus nach außen. Die Ampel-Regierung verstärkt den staatlichen Rassismus,
baut die Polizei weiter aus, schiebt Menschen in Kriegsgebiete ab und ist für den Massenmord an
Außengrenzen der EU verantwortlich – und setzt somit die Politik um, die von der AfD und der
extremen Rechten gefordert werden. Daher kann der Aufstieg der Rechten nicht mit einer Logik des
“geringeren Übels” der Unterstützung von “linken” oder “fortschrittlichen” Regierungen bekämpft
werden. Die herrschende Klasse und rechte Kräfte machen durch die bürgerlichen Medien die
migrantischen Teile unserer Klasse für die Wirtschaftskrise verantwortlich. Nicht zuletzt bei der
rassistischen Hetzkampagne um Silvester haben wir gesehen, dass die Medien die Abschiebung von
vermeintlich “nicht-integrierbaren” migrantischen Kindern und Jugendlichen forderten.Die Reihen
der multiethnischen Arbeiter:innenklasse in Deutschland sollen durch den anti-muslimischen
Rassismus gespaltn werden. Es ist eine dringlichere Aufgabe denn je zuvor, sich dagegen zur Wehr
zu setzen – unter anderem auch gegen die Politik der Rot-Rot-Grünen Regierung in Berlin, an der die
LINKE beteiligt ist, die aus Razzien in Schischa-Bars, Racial Profiling in migrantischen Kiezen sowie
Hexenjagden auf Jugendliche besteht. Wir müssen für die Abschaffung der Geflüchtetenlager und
das Recht auf eine eigene und bezahlbare Wohnung kämpfen. Abschiebungen müssen gestoppt und
Asylanträge anerkannt werden.Schluss mit unterschiedlichen Behandlung von Geflüchteten je nach
Herkunftsland. Gegen die Logik der Spaltung von Geflüchteten durch besonders qualifizierten oder
unqualifizierten Teile. Arbeitsrechte und volle Staatsbürger:innenrechte für alle Menschen, die hier
leben. Auch wenn wir bei den Abgeordnetenwahlen keine unterstützenswerte Partei erkennen,
kämpfen wir für das Wahlrecht aller Menschen, die hier leben. Es braucht Kampagnen in
Gewerkschaften für antirassistische Forderungen und für den Ausschluss der GdP aus dem DGB,
was wir als eine der Aufgaben der antibürokratischen und klassenkämpferischen Strömung sehen,
die wir in den Gewerkschaften aufbauen wollen.

5. Die Kapitalist:innen und ihre Regierungen haben der Jugend nur eine Perspektive des Verzichts,
des Militarismus und der Klimakatastrophe anzubieten. Wir schulden ihnen nichts! Anstelle der
Logik des geringeren Übels oder der politischen Resignation wollen wir eine Jugend aufbauen, die
für eine ganz andere Zukunft kämpft: Eine Gesellschaft ohne Ausbeutung und Unterdrückung, die
die Ressourcen dieses Planeten nachhaltig nutzt und statt hirnloser und gesundheitsschädigender
Lohnarbeit die freie Entfaltung all unserer schöpferischen und kreativen Potenziale ermöglicht.
Wenn deshalb die Regierenden von einer „Zeitenwende“ sprechen und uns auf künftige Kriege im
Dienste des Kapitals vorbereiten wollen, sagen wir: Kein Cent, kein Mensch dem Militarismus!
Gerade im imperialistischen Deutschland ist es unsere Aufgabe, eine revolutionäre,



antiimperialistische Jugend an der Seite der Arbeiter:innen und aller Unterdrückten aufzubauen, die
sich weder dem imperialistischen Kriegsgetrommel der „Heimatfront“ und der NATO anpasst noch
reaktionäre Führungen wie Putin unterstützt oder entschuldigt.

6. Wir sind der Meinung, dass die einzige Kraft, die nicht nur einen Kampf gegen die
imperialistische Politik der Regierung führen, sondern tatsächlich ein Ende von Ausbeutung und
Unterdrückung erkämpfen kann, die Arbeiter:innenklasse ist. Aber nicht als gesichtslose Masse
ohne Ansehen von Sexismus-, Homophobie- und Rassismuserfahrung(en), sondern im Gegenteil als
Klasse, die insbesondere in einem Land wie Deutschland auch sehr migrantisch ist und immer
weiblicher und offen queerer wird. Sie kann aufgrund ihrer Stellung im kapitalistischen
Produktionsprozess nicht nur die zentralen Hebel der Wirtschaft lahmlegen. Sondern sie kann die
Gesamtheit aller unterdrückten Teile der Bevölkerung im Kampf gegen Staat und Kapital anführen.
Dafür muss sie sich deren Forderungen zu eigen machen und sich selbst an die Spitze der Kämpfe
gegen Sexismus, Rassismus und jegliche Form von Unterdrückung stellen, anstatt nur eine von
vielen gleichrangig getrennt voneinander agierenden Bewegungen zu bilden, wie es beispielsweise
die Bewegungslinke propagiert.

7. Die Trennung von Fragen der Unterdrückung (Sexismus, Rassismus, LGBTQIA+-Feindlichkeit
usw.) vom Kampf gegen die kapitalistische Ausbeutung zementiert die Spaltung der
Arbeiter:innenklasse. Diese ist für das Kapital funktional und wird vom Staat und den Bürokratien in
der Arbeiter:innenbewegung aufrecht erhalten, die stets versuchen, ökonomische von sozialen und
politischen Kämpfen zu trennen. Sie steht auch der Perspektive des Kampfes für eine Gesellschaft,
die frei von jeglicher Ausbeutung und Unterdrückung ist, unmittelbar entgegen. Deshalb haben wir
nichts gemeinsam mit der populistischen Perspektive von Sahra Wagenknecht, die unter dem
Vorwand einer Rückkehr zu mehr “Klassenpolitik” die Fragen der Unterdrückung herunterspielt. Die
Strategie von Wagenknecht, ebenso wie die ihres französischen Pendants Jean-Luc Mélenchon und
La France Insoumise ist darauf ausgelegt, die Interessen der “weißen Arbeiterklasse” mit den
Interessen der imperialistischen Bourgeoisie zu vereinen. Ihre links klingenden Phrasen sind in
Wahrheit nichts anderes als die Verteidigung des Standortnationalismus der Konzerne. Anstatt den
Rechten das Wasser abzugraben, überlässt sie ihnen mit dieser Strategie das Feld.

8. Ihre Perspektive teilt die Linkspartei auch mit „neo-reformistischen“ oder linkspopulistischen
Projekten der vergangenen Jahre wie Syriza in Griechenland, Podemos im Spanischen Staat oder La
France Insoumise in Frankreich. Sie sind keine Ausdrücke des Klassenkampfes. Im Gegenteil: Sie
lenken den Klassenkampf in staatstragende Bahnen um. Podemos hat ihre Opposition zur Monarchie
abgelegt und setzt als Teil der spanischen Regierung derzeit die Aufrüstung und die
Abschottungspolitik gegen Migrant:innen und die Zusammenarbeit mit Marokko zur kolonialen
Unterdrückung der Westsahara fort. Die linksreformistische Wahlfront Syriza setzte 2015 an der
griechischen Regierung die Spardiktate von IWF, EZB und EU um, obwohl sie sich vorher
ausdrücklich dagegen positioniert hatte. In Griechenland zeigte sich auch, dass die EU ein
imperialistischer Block ist, der den Interessen vor allem des deutschen Kapitals dient.
Sozialist:innen müssen die EU als imperialistisches Projekt ablehnen, aber ohne die Perspektive der
Rückkehr zum Nationalstaat – wie es beispielsweise Sahra Wagenknecht oder Jean-Luc Mélenchon
vorschlagen –, sondern in der Perspektive der Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa.

9. Der Stalinismus hat die revolutionäre Tradition weltweit, aber gerade auch in Deutschland
zutiefst beschädigt. Denjenigen, die heute aus der Krise der Linkspartei Schlussfolgerungen ziehen
wollen, raten wir dringend, auch aus dem Erbe des Stalinismus die nötigen Lehren zu ziehen. Die
Bürokratisierung der Arbeiter:innenstaaten – nicht zuletzt der DDR –, die Unterordnung von Fragen
der Unterdrückung, die Unterstützung für bürgerliche Parteien im Namen der nationalen Befreiung
(sowohl linkerer Varianten wie die des frühen Chavismus als auch die Unterstützung für reaktionäre
Anführer wie Assad in Syrien im Namen des „Antiimperialismus“), die offene oder verdeckte



Sabotage unzähliger revolutionärer Prozesse, und die absolute Geringschätzung der
selbstorganisierten Demokratie der Arbeiter:innen sind nur einige Elemente, die uns dazu
veranlassen zu sagen: Das ist nicht unser Sozialismus. Im Gegenteil: Eine revolutionäre Kraft in
Deutschland kann nur entstehen, wenn sie dieses Erbe hinter sich lässt.

10. Angesichts der Verschärfung der Klimakatastrophe, angesichts von Krieg und Aufrüstung,
angesichts von fortgesetzter Inflation und Wirtschaftskrise braucht es eine konsequente Opposition
in den Betrieben, Schulen und Universitäten und auf der Straße. Sie muss für ein soziales
Notfallprogramm kämpfen, das die kapitalistischen Profitinteressen angreift und angesichts von
Krise, Krieg und Klimakatastrophe eine sozialistische Perspektive aufwirft. Für sofortige
Preisstopps, für die automatische Angleichung von Löhnen, Renten, Sozialleistungen, Bafög etc. an
die Inflation, für hohe Gewinn- und Vermögenssteuern, für die Enteignung von Immobilien- und
Energiekonzernen in der Perspektive der entschädigungslosen Enteignung aller Großunternehmen
unter Kontrolle der Arbeiter:innen, für einen sozialen und ökologischen Umbau des Energiesystems
und der gesamten Wirtschaft, gegen den Krieg, Sanktionen und Waffenlieferungen, gegen die 100-
Milliarden-Aufrüstung. Weder Putin noch die NATO, und gegen den Militarismus des deutschen
Imperialismus.

11. Um ein solches Programm umzusetzen, müssen wir in den Betrieben, Schulen und Universitäten
und auf der Straße eine Einheitsfront für den Kampf gegen die Regierung und das Kapital aufbauen.
Dazu ist es notwendig, die bremsende Rolle der Bürokratien der SPD, der Gewerkschaften und
NGOs zu überwinden und ihr eine Perspektive der Selbstorganisation und der Koordinierung der
Kämpfe gegenüberzustellen –  für klassenkämpferische Gewerkschaften und für die
Selbstorganisation der Arbeiter:innen. Nicht nur in vereinzelten Kämpfen, sondern auch als
Perspektive einer politischen Alternative jenseits kapitalistischer Regierungen. Denn die Führungen
unserer Gewerkschaften zeigen aktuell wieder mit der Konzertierten Aktion (regelmäßige Treffen,
bei denen sie sich mit Politik, Unternehmensverbänden und der Deutschen Bank abstimmen), dass
sie lieber mit der Regierung und den Kapitalist:innen schlechte Kompromisse aushandeln. Den Preis
dafür zahlen wir heute als Arbeiter:innen und als Jugendliche. Aber auch die Ausweitung befristeter
Verträge wurde von unseren Gewerkschaftsführungen mit unterschrieben. Gegen diese
sozialpartnerschaftliche Politik versuchen wir in Streiks, Kämpfe und Bewegungen Instanzen der
Selbstorganisation und der breitestmöglichen Demokratie der Kämpfenden zu entwickeln, wie
beispielsweise Streikversammlungen, imperative Mandate und die jederzeitige Abwählbarkeit von
Vertreter:innen. Wir wollen schon heute durch ein Bewusstsein erzeugen, dass Leute zu dem
Schluss kommen: “Die Bosse und die Herrschenden brauchen wir nicht, wir nehmen die Wirtschaft
selbst in die Hand und wollen den Staat stürzen.”

12. Dies kann nur der erste Schritt hin zum Aufbau einer unabhängigen revolutionären Partei der
Arbeiter:innenklasse sein. Denn mit dem Bruch mit der Linkspartei fängt unsere Aufgabe erst an:
eine Organisation aufzubauen, die die fortschrittlichsten Teile der Arbeiter:innenklasse, der Jugend,
der Frauen und LGBTQIA+, der Migrant:innen im Kampf für den Sturz des Kapitalismus und für die
sozialistische Revolution anführen kann. Zu diesem Zweck haben wir bei dieser Konferenz
begonnen, Debatten über strategische Lehren aus dem Scheitern der Linkspartei und über die
Strategie für die Revolution zu führen. Diese Debatten wollen wir fortführen:

a. Als Alternative zur Anpassung an den Reformismus hat sich vor über zehn Jahren in Frankreich
die Neue Antikapitalistische Partei gebildet, als Prototyp einer „breiten antikapitalistischen Partei“,
die alle Strömungen links vom Reformismus, die sich als antikapitalistisch verstanden, sammeln
wollte. Im Dezember 2022 hat sich die NPA infolge der Anpassung der Leitungsmehrheit an den
Reformismus/Linkspopulismus gespalten. So hat sich gezeigt, dass die „breite antikapitalistische
Partei“ ohne klare strategische Abgrenzung und ohne strategisches Zentrum im Klassenkampf
problematisch ist. Für den Aufbau einer revolutionären Organisation ist es wichtig, daraus die



korrekten Lehren zu ziehen. Das wollen wir in weiteren Diskussionen vertiefen.

b. Die Anwesenden sind sich einig, dass eine gemeinsame Intervention auf der Grundlage der in
dieser Erklärung vorgelegten Eckpunkte in kommende Kämpfe möglich und nötig ist. Wir wollen:

in die kommende Tarifrunde des öffentlichen Dienstes (TVöD) mit einem Programm
intervenieren, das die Forderung nach einem realen Inflationsausgleich erhebt und mit
einem weitergehenden Programm gegen Krise, Krieg und Klimakatastrophe verbindet;
die ver.di Kampagne um die TVöD-Runde mitaufbauen, gemeinsam mit der VKG in die
Betriebsgruppen intervenieren und auf das Organisieren von politischen
Demonstrationen an Streiktagen hinarbeiten, die ein solches Programm erheben:
Inflationsausgleich für alle, Anpassung aller Sozialleistungen an die Inflation, Erlass
eines Mietenstopps, DWE durchsetzen.
Milliarden Investitionen in Gesundheit, Bildung und Klima statt 100 Milliarden in
Aufrüstung, Einführung von Vermögenssteuern und Abgaben,
Vergesellschaftung der Energieversorgung unter demokratischer Kontrolle der
Beschäftigten und der Bevölkerung etc.,
Gegen die rassistische Hetze gegen unsere Kolleg:innen mit Flucht und
Migrationserfahrungen und für Arbeits-und Studienerlaubnis für alle, Stopp aller
Abschiebungen.
Solidarität mit Gewerkschaften und Arbeiter:innen anderer Länder, die unter Krise
und Krieg leiden. Internationale Solidarität zwischen Arbeiter:innen, die unter
gegenseitigen Sanktionen leiden.
in allen Kämpfen die Selbstorganisation der Arbeiter:innen unterstützen, wie bspw.
aktuell in Kampf der Hebammen in Neuperlach gegen die Schließung ihres Kreißsaals.
angefangen mit dem Widerstand in Lützerath, mit einem sozialistischem Programm in
die Klimabewegung intervenieren und Initiativen aus der Arbeiter:innenbewegung
vorbereiten, um die Arbeiter:innenklasse als politisches Subjekt im Kampf gegen die
Klimakatastrophe und eine demokratisch-ökologische Planwirtschaft aufzuzeigen.
uns an allen Mobilisierungen gegen den staatlichen Rassismus, Polizeigewalt,
Abschiebungen und extremen/faschistischen Rechten beteiligen. An allen Orten
besonders gegen die aktuelle rassistische Stigmatisierung von migrantischen
Jugendlichen stellen.
uns an den Mobilisierungen um den 8.März beteiligen, darauf hinarbeiten, dass
bundesweite Streikaktionen unterschiedlicher Bewegungen an diesem Tag mit einem
feministischen Programm stattfinden.
uns an allen weiteren Mobilisierungen gegen Militarisierung und Krieg beteiligen, mit
einer Perspektive der internationalen Solidarität der Arbeiter:innenklasse gegen die
Agression der kapitalistischen Regierungen, für die Notwendigkeit des Kampfes der
Arbeiter:innenklasse in Deutschland gegen ihre imperialistische Regierung.
Uns an Mobilisierungen gegen Kolonialismus zu beteiligen, mit einer bedingungslosen
Solidarität mit dem Kampf der kolonisierten Völker wie in Kurdistan und Palästina für
ihre Befreiung, die vom deutschen Staat insbesondere bekämpft werden. Wir treten
für die Entkriminalisierung ihrer Widerstandsorganisationen und für den Stopp aller
deutschen Waffenlieferungen an die Türkei, Israel, sowie anderer Länder ein.
angesichts des Verrats der Linkspartei am Volksentscheid Deutsche Wohnen und Co.
enteignen, tausenden Abschiebungen, Ausbau des rassistischen Polizeiapparates,



weiterer Kürzungspolitik in Gesundheit und Bildung usw. lehnen wir eine
Wahlunterstützung für die Linkspartei bei der Wiederholung der
Abgeordnetenhauswahl ab. Dagegen betonen wir die Notwendigkeit der revolutionär-
sozialistischen Kandidaturen abseits der reformistischen Parteien, organisieren
gemeinsam mit allen Interessierten eine Kampagne gegen die erneuten
Regierungsbeteiligungen der LINKEN an RRG und setzen uns für erneute
Mobilisierungen für die Enteignung der großen Immobilienkonzerne durchführen.

c. Über die konkrete Intervention in Streiks und Kämpfe hinaus wollen wir eine politische Kraft
aufbauen, die den Reformismus auf allen Ebenen – auch auf der Ebene der Wahlen – konfrontieren
kann. Wir wollen dabei keine prinzipienlose Fusion verschiedener Organisationen mit
unterschiedlichen Strategien oder eine breite Sammlung von antikapitalistischen Aktivist:innen ohne
strategische Klarheit. Der Weg zu einer größeren programmatischen und strategischen Klarheit
besteht darin, in gemeinsamen Kämpfen Positionen auszutesten und Übereinkünften
weiterzuentwickeln – aber auch darin, beispielsweise gemeinsame Antritte bei Wahlen mit einem
Programm der Unabhängigkeit der Arbeiter:innenklasse anzustreben. Deshalb rufen die
Unterzeichner:innen alle Organisationen, die dem Inhalt dieser Erklärung zustimmen, dazu auf,
Schritte für den Aufbau einer gemeinsamen revolutionären Front zu gehen. Diese Front muss
basieren auf gemeinsamen Erfahrungen im Klassenkampf und der politischen Intervention in
Streiks, sozialen Kämpfen sowie perspektivisch Wahlen auf Kommunal-, Landes- und Bundesebene.
Mit den Lehren der Erfahrungen von Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg sind wir der Meinung,
dass ein Bruch der Revolutionär:innen mit den sozialdemokratischen Verwalter:innen des
Kapitalismus nicht nur notwendig, sondern unumgänglich ist.


